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A Zeigen Mitt Romneys Pat-
zer w�hrend der Europa-Reise,
dass ihm ein Wahlkampf aufge-
zwungen wurde, der das rechte
Lager �berzeugen soll, aber im
Widerspruch zu ihm steht?

Henriette Rytz: Amerikani-
sche Pr�sidentschaftskandida-
ten m�ssen immer „Flip-Flop-
ping“ betreiben – also einen
Schlingerkurs einschlagen. Das
liegt an den verschiedenen Pha-
sen des US-Wahlkampfs: Da
sind zun�chst die Vorwahlen,
an denen sich vor allem passio-
nierte Parteiaktivisten beteili-
gen, die sich eher am rechten
beziehungsweise linken Rand
ihrer Partei einsortieren lassen.
Dann folgt der eigentliche
Wahlkampf gegen den Kandi-
daten der anderen Partei. Hier
m�ssen die Kandidaten wieder-
um versuchen, zur�ck in die
politische Mitte zu gelangen.
„Flip-Flopping“ l�sst sich also
nicht vermeiden. Mitt Romney
schwankt allerdings besonders
stark in seinen Positionen. Als
Gouverneur von Massachusetts
setzte er f�r seinen Bundesstaat
eine �hnliche Gesundheitsre-
form durch wie Obama 2010
f�r die gesamten USA – lehnt
diese nun dennoch konsequent
ab. Ebenso war er als Gouver-
neur noch f�r Steuererh�hun-
gen und Abtreibungen – jetzt ist
er dagegen. Mit seiner Kritik an
der britischen Olympiavorberei-
tung wollte er sich als erfahre-
ner Manager pr�sentieren –
2002 war Romney Cheforgani-
sator der Olympischen Winter-
spiele in Salt Lake City. Dass er
damit ein solch kritisches Echo
in der Presse finden w�rde, da-
mit hatte er wohl kaum gerech-
net.

A Romney besucht den spe-
ziellen Verb�ndeten Großbri-
tannien, das zum neuen Europa
z�hlende Polen und den spe-
ziellen Vorposten Israel. Sind
das f�r die Republikaner die
Machtzentren der Welt?

Henriette Rytz: Sein Haupt-
anliegen auf dieser Reise war
der Stimmenfang in den USA.
Er nutzte die Reise, um Obamas
Außenpolitik zu kritisieren und
bestimmte W�hlergruppen zu

umwerben. Entsprechend
w�hlte er die Route: In Polen
kritisierte er die Entscheidung
des US-Pr�sidenten, dort das
von George W. Bush geplante
Raketenabwehrsystem doch
nicht zu installieren. Zugleich
umwarb er die Amerikaner pol-
nischer Abstammung und die
katholischen W�hler. Diese
sind vor allem in den im Wahl-
kampf stark umk�mpften
„swing states“ zu Hause und
daher wichtige W�hlergruppen.
In Israel umwarb Romney j�di-
sche W�hler in den USA, die
traditionell eher den Demokra-
ten nahestehen.

A Obamas Popularit�t ist ge-
sunken. Ist die Gespaltenheit
der Republikaner seine gr�ßte
Hoffnung auf eine Wiederwahl?

Henriette Rytz: Ich w�rde
es umgekehrt betrachten: Es ist
erstaunlich, dass die Republika-
ner noch nicht st�rker von der
schwierigen wirtschaftlichen
Lage in den USA profitieren
konnten. Die Wirtschaft ist ein-
deutig das wichtigste Thema im
Wahlkampf. Seit Ende 2009
k�mpfen die USA mit einer f�r
ihre Maßst�be hohen Arbeits-
losigkeit. Hinzu kommen eine
hohe Staatsverschuldung und
wachsende soziale Ungleich-
heit. Viele Amerikaner bekom-
men die Krise sehr direkt zu
sp�ren, weil das soziale Netz
viel zu grobmaschig ist, um
negative Folgen ausreichend ab-
zufedern. In der Tat ruft Rom-
ney bei seinen Parteifreunden
nur verhaltenen Enthusiasmus
hervor. Er ist der Kandidat, auf
den sich die Partei pragmatisch
geeinigt hat. Die Republikaner
sind in einen Richtungsstreit
verwickelt, der aufgrund des
Wahlkampfs nicht offen ausge-
tragen wird. Die Partei ist ge-
spalten zwischen der fiskalkon-
servativen Tea-Party-Bewe-
gung, dem sozialkonservativen
Fl�gel der Partei und dem mo-
deraten Parteiestablishment.
Diese drei Fl�gel eint der
Wunsch, Obama um jeden Preis
abzuw�hlen. Die Entscheidung
f�r Romney ist also vor allem
eine Entscheidung gegen Oba-
ma.

A Kann Romney einen Tea-
Party-Lagerwahlkampf �ber-
haupt �berzeugend f�hren, der
selbst eine Krankenversiche-

rungsreform durchgef�hrt hat?
Henriette Rytz: Mitt Romney

war nicht der Wunschkandidat
der Tea Party. Als Gouverneur
des liberalen Ostk�stenstaates
Massachusetts vertrat er mode-
rate Positionen, die nicht ins
Tea-Party-Profil passen. Zwar
versucht er nun durch das
„flip-flopping“ auch die Stim-
men der Tea-Party-W�hler ein-
zufangen, aber insbesondere
seine Gesundheitsreform in
Massachusetts f�hrt da zu deut-
lichem Unbehagen. Aus dem
starken Wunsch heraus, Obama
abzuw�hlen, unterst�tzt die Tea
Party aber z�hneknirschend
Mitt Romney.

A Welche Chancen hat Rom-
ney, die notwendige �ffnung
der Republikaner gegen�ber
Minderheiten durchzuf�hren?

Henriette Rytz: Die soge-
nannten Latinos gewinnen als
W�hlerblock immer mehr an
Bedeutung. Ihr Anteil an der
US-Bev�lkerung nimmt stetig
zu. Zwar haben nicht alle das
Wahlrecht, aber sp�testens ihre
in den USA geborenen Kinder
werden w�hlen d�rfen. Einer
Prognose zufolge werden Lati-
nos bereits in der Mitte des
Jahrhunderts die H�lfte aller
W�hlerinnen und W�hler stel-
len. Ignorieren l�sst sich diese
Gruppe bereits jetzt nicht mehr,
vor allem weil sie in den soge-
nannten „battleground states“,
also hart umk�mpften Staaten
wie Florida oder Nevada, be-
sonders stark vertreten sind.
Bisher konnte Romney in dieser
Gruppe aber kaum punkten.
Zweidrittel der Latinos m�chte

Barack Obama wiederw�hlen.
Insbesondere beim Thema Ein-
wanderungspolitik, das Latinos
sehr wichtig ist, verprellt Rom-
ney potenzielle W�hler. Er tritt
f�r die sogenannte „Selbstab-
schiebung“ ein – die Lebens-
bedingungen f�r illegale Ein-
wanderer sollen so unfreund-
lich gestaltet werden, dass sie
freiwillig in ihre Herkunftsl�n-
der zur�ckkehren. Der immer
wieder als Vizepr�sidentschafts-
kandidat gehandelte Senator
Marco Rubio w�rde Romneys
Chancen unter Latinos nicht
merklich steigern – mit der
Ausnahme Florida. Hier sind
viele Latinos so wie Rubio
kubanischer Abstammung und
politisch konservativ.

A Neben Rubio wird auch
Condoleezza Rice als m�gliche
Vize genannt. Inwieweit kann
die Wahl eines Vizepr�siden-
ten-Kandidaten Romneys Kam-
pagne Schwung verschaffen?

Henriette Rytz: Es ist um-
stritten, wie stark der zweite
Mann oder die zweite Frau auf
dem „Ticket“ tats�chlich das
Ergebnis von Pr�sidentschafts-
wahlen beeinflusst. Es k�nnte
sich aber m�glicherweise posi-
tiv auswirken, wenn Romney
Bobby Jindal, den Gouverneur
von Louisiana, mit ins Boot
holen w�rde. Jindal ist indi-
scher Abstammung und sehr
konservativ, b�te also eine gute
Schnittmenge, um ethnische
Minderheiten und Tea Party-
Anh�nger gleichermaßen anzu-
sprechen.

A Gegen den Blockadekurs
im Kongress r�hrt sich inner-
parteilicher Widerstand. Droht
den Republikanern eine Spal-
tung?

Henriette Rytz: Die aktuel-
len Blockaden im Kongress sind
auf die starke Polarisierung des
Parlaments zur�ckzuf�hren.
Die Parteien bewegen sich im-
mer mehr auseinander. In der
republikanischen Partei wird
der Rechtsruck derzeit vor al-
lem von der Tea Party getragen,
die staatliche Intervention weit-
gehend ablehnt. Das l�hmt den
Kongress, was das Regieren
deutlich erschwert. Dies sch�rt
den Unmut auch im republika-
nischen Parteiestablishment,
das kaum noch Gestaltungspiel-
raum erkennt. So k�ndigte
Olympia Snowe, Senatorin aus
Maine, ihren R�ckzug aus der
Politik an, weil sich unter die-
sen Umst�nden keine Politik
machen ließe. Derzeit wird der
Konflikt wegen des Wahlkamp-

fes aber nicht offen ausgetragen.
Ich sch�tze, dass der Einfluss
der Tea Party auf die US-Politik
mittelfristig sinken wird. Die
Zustimmungsrate f�r den Kon-
gress liegt seit einem Jahr bei
unter 20 Prozent. Dies zeigt,
dass die B�rger ein Parlament
wollen, das seinem Auftrag ge-
recht wird und nicht nur blo-
ckiert. Und angesichts der Wirt-
schaftskrise in den USA ist
gerade jetzt politisches Handeln
dringend notwendig.

A H�tte Ronald Reagan bei
den Republikanern noch eine
Chance, nominiert zu werden?

Henriette Rytz: Er h�tte es
deutlich schwerer als in den
achtziger Jahren, weil sogar er,
der heute als konservative
Ikone gilt, moderater war als
viele der heutigen Republika-
ner. So hat auch Reagan als
Pr�sident die Steuern erh�ht.
Heute haben sich dagegen fast
alle Republikaner im Kongress
schriftlich dazu verpflichtet,
keinerlei Steuererh�hungen zu-
zustimmen.

A Was h�tte Europa von ei-
nem Pr�sidenten Romney zu
erwarten, der derzeit gegen ein
vermeintlich durch und durch
sozialistisches Europa wettert?

Henriette Rytz: Bislang hat
Romney noch keine Vision ei-
ner Europa-Politik formuliert.
Seine bisweilen heftige Kritik
an Europa dient vor allem dem
Stimmenfang im Tea Party-La-
ger. Denn deren weitgehende
Ablehnung staatlicher Interven-
tion steht in deutlichem Kon-
trast etwa zur sozialen Markt-
wirtschaft in Deutschland. Die
Extrempositionen, die Pr�si-
dentschaftskandidaten im
Wahlkampf beziehen, verlassen
sie im Amt allerdings oft wieder
und r�cken in die Mitte zur�ck.
Dies gilt insbesondere f�r die
Außenpolitik. Zu erwarten w�-
re daher, wie schon unter Oba-
ma, eine pragmatische Partner-
schaft mit Europa. Die trans-
atlantischen Beziehungen sind
heute weniger von Emotionen
gepr�gt als zu Zeiten des Kalten
Krieges, sie sind n�chterner ge-
worden. Das Verh�ltnis zwi-
schen den USA und Europa
fußt aber nach wie vor auf
einem großen Grundvertrauen
und einem gemeinsamen Wer-
tefundament. Europa und die
USA werden auch k�nftig eng
zusammen arbeiten.

A Romney zeichnet im Wahl-
kampf das Bild eines starken,
stolzen, �berm�chtigen Ameri-

kas. Wie verf�nglich sind solch
realit�tsfernen Tr�ume verge-
hender Gr�ße?

Henriette Rytz: Der Aufstieg
Chinas bereitet vielen Amerika-
nern Sorge. Einer Umfrage zu-
folge glaubt fast die H�lfte der
befragten Amerikaner, dass
China bereits die USA als Su-
permacht �berholt habe oder
dies bald tun werde. Auf diese
Stimmung reagiert Romney mit
seiner Ank�ndigung, an seinem
ersten Tag im Amt China offi-
ziell als W�hrungsmanipulator
zu bezeichnen. Dies w�rde das
bilaterale Verh�ltnis empfind-
lich st�ren. Allerdings glaube
ich, dass die großen inneren
Probleme, vor denen die USA
stehen, Romney eher im Weg
stehen w�rden als der Aufstieg
anderer Staaten. Die USA m�s-
sen einen Ausweg aus der
Schuldenkrise finden, ihr So-
zialsystem reformieren und die
oft marode Infrastruktur mo-
dernisieren.

A Bergen diese inneren Wi-
derspr�che nicht die Gefahr
einer Militarisierung der US-
Außenpolitik unter Romney,
wenn dieser feststellt, dass dies
das einzige Feld ist, in dem die
USA noch unangefochten f�h-
ren?

Henriette Rytz: Die USA
haben mit einem großen Haus-
haltsdefizit zu k�mpfen, wes-
halb nun auch K�rzungen im
Verteidigungsetat anstehen. Al-
lerdings haben sich die US-
Verteidigungsausgaben in den
letzten zehn Jahren fast verdop-
pelt. Daher k�nnen sowohl die
bereits beschlossenen als auch
die noch in der Diskussion
befindlichen K�rzungen durch
den Abzug aus Afghanistan und
Irak zumindest teilweise gegen-
finanziert werden. Auch bei
weitreichenden K�rzungen
wird die USA die st�rkste Mili-
t�rmacht der Welt bleiben.
Romneys Ank�ndigung, als Pr�-
sident die US-Milit�rausgaben
heraufzusetzen, ist also vor al-
lem Wahlkampftaktik. Wie viel
außenpolitischen Handlungs-
spielraum Romney als Pr�sident
tats�chlich haben w�rde, h�ngt
auch davon ab, ob die Republi-
kaner ihre Mehrheit im Repr�-
sentantenhaus halten und im
Senat eine Mehrheit erringen
k�nnen, mit der das Blockade-
instrument des filibuster, des
Dauerredens, durchbrochen
werden kann. Eine solche
Mehrheit scheint momentan
aber unwahrscheinlich.

Das Interview f�hrte
Joachim Zießler
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Reagan w�re heute vielen zu moderat
Expertin Henriette Rytz: Wahlkampf Romneys �berdeckt Richtungsstreit und Rechtsruck der Republikaner

D ie Europareise des Obama-Herausforderers Mitt Romney
wurde zur Fettn�pfchen-Tour: In London br�skierte er die

Olympia-Gastgeber mit Zweifeln an der Sicherheit, erz�rnte die
Pal�stinenser, indem er Jerusalem zu Israels Hauptstadt erkl�rte
und sein Sprecher beleidigte polnische Journalisten. Henriette Rytz
von der Denkfabrik SWP erkl�rt Romneys Dilemma: „Er fischt als
eigentlich moderater Politiker nach den Stimmen der ultrakonser-
vativen Tea Party. Bei den heutigen Republikanern h�tte sogar
Ronald Reagan Probleme, nominiert zu werden.“




